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turpolitischen Idee hinter Netz-
aktivisten, die mit all dem ei-
gentlich gar nichts zu tun haben.

Als Jahrhundertreform angekün-
digt, bleibt ein Scherbenhaufen. 
Es wird viele Jahre dauern und 
Unsummen kosten, die schwe-
ren Fehler dieser Reform zu kor-
rigieren. Das Bittere dabei ist, 
dass nicht nur die Künstler:innen 
die Leidtragenden sind – geht es 
doch ausschließlich um die Mög-
lichkeit einer Beteiligung an den 
Werbeeinnahmen, die Facebook 
und Google mit der Verwertung 
unserer Werke erzielen. Das ko-
stet keinen User einen Cent, 
und es behindert niemanden bei 
der freien Äußerung seiner Mei-
nung. Dieses Geld soll, so will 
es die Regierung, an Österreich 
vorbeifließen. Geld, das nicht in 
Österreich versteuert wird. Geld, 
das nicht in die SKE-Töpfe fließt 
und uns nicht selbstverwaltet 
für soziale und kulturelle För-
derungen zur Verfügung steht. 
Ob Österreich es sich wirklich 
leisten kann, auf dieses Geld zu 
verzichten?

Verpuppung
Die überraschende Antwort ist: 
Offenbar ja. Dabei besteht die 
österreichische Musikwirtschaft 
nicht nur aus den Ablegern von 
Warner, Universal und Sony und 
die österreichische Filmwirt-
schaft ist nicht Hollywood. Die 
Kreativwirtschaft mitsamt allen 
dazugehörenden Firmen aus 
dem Bereich Technik besteht aus 
vielen ideen- und erfolgreichen 
kleinen Betrieben. Die Vielfalt 
ist ihre Stärke. So hat auch die 
Wirtschaft hinter der Glamou-
rindustrie, also Kamera- und 
Aufnahmetechnik, Postproduk-
tion, Werkstätten für Kostüme 
und Dekorationen in den letz-
ten Jahrzehnten Unglaubliches 
geleistet und ist international 
höchstdekoriert - man denke nur 
an die drei Oscars des jüngst 
verstorbenen Fritz Gabriel Bauer 
für seine Moviecam. Trotzdem 
wird diese Infrastruktur systema-
tisch ausgetrocknet. Internatio-
naler Erfolg zählt bei der Politik 
nicht mehr und Vielfalt wird als 
Bedrohung wahrgenommen. 
Was von außerhalb der Landes-
grenzen kommt, ist mittlerweile 
in allen Bereichen der Gottseimi-

tuns. Das seit Jahren entwickelte 
und von allen Seiten propagierte 
Investitionsanreizmodell (Incen-
tive Model) hat auch diese Re-
gierung nicht auf den Weg ge-
bracht. Dabei geht es um einen 
leicht umzusetzenden Anreiz für 
internationale Produktionen, in 
Österreich zu drehen. All un-
sere Nachbarländer, selbst das 
krisengebeutelte Griechenland 
oder das gern belächelte Un-
garn,	 haben solche Model-
le, die jährlich mehrere hundert 
Millionen Produktionsvolumen in 
diese Länder spülen - an Öster-
reich vorbei. Die Regierung will 
dieses Geld um keinen Preis. 
Wenn man den Imageverlust für 
den Tourismus dazu rechnet, ein 
verdammt hoher Preis, zumal ja 
auch im erst jüngst beschlos-
senen Budget Kunst und Kultur 
wieder einmal haltlos unterfinan-
ziert sind.

Urheberrecht, die Zweite
Unter diesen Vorzeichen ist es 
nicht verwunderlich, dass im 
neu geplanten Urhebervertrags-
recht alle Künstler:innen, die ihre 
Werke in angestellten Dienstver-
hältnissen herstellen (müssen), 
in Zukunft von jedem Vergü-
tungsanspruch ausgeschlossen 
werden sollen. Einige der an-
gedachten Regelungen werden 
bereits jetzt von Experten für 
EU rechts- und verfassungswid-
rig gehalten. Für den wegen 
seiner höchst eingeschränkten 
Gültigkeit ohnehin schwachen 
Kollektivvertrag bedeutet das 
eine sehr gefährliche Belastung, 
aber wen kümmert	heute noch 
ein Kollektivvertrag?

Das neue Biedermeier 
Jeder Kino-, Festivalbetreiber 
und Veranstalter hat längst er-
kannt, dass „koste es, was es 
wolle“ auch bald seinen Betrieb 
treffen wird. Das Neue Bieder-
meier versammelt sich vor den 
Bildschirmen und Streaming 
Plattformen, zu denen auch der 
ORF bald gehören soll. - Herge-
stellt werden soll das Programm 
von Scheinselbstständigen ohne 
Vertretung und ohne Rechte. Die 
vielen sozialen und arbeitsrecht-
lichen Themen, die unter un-
seren Nägeln brennen, wurden 
gar nicht erst in Angriff genom-
men. Dafür müssen wir dankbar 

sein, es könnte tatsächlich auch 
noch schlimmer werden. Längst 
nichts Neues mehr in einer Zeit, 
in der sich die Politik am liebsten 
selbst parodiert.

Wie eine Randnotiz nimmt sich 
dabei aus, dass der ORF eine 
Anfrage des Dachverbands der 
Österreichischen Filmschaffen-
den nach einer Aufschlüsselung 
des Geschlechterverhältnisses 
bei ORF Eigen- , Auftrags- und 
Koproduktionen nach Berufs-
gruppen von der scheidenden 
Programmdirektorin mit dem 
freundlichen Hinweis abgelehnt 
wurde, dass dies die falsche Fra-
ge sei.

Über den Tellerrand
In der Rückschau kommt Bitter-
keit auf. Mit all den ergebnis-
losen Gesprächen wurde Zeit 
geschunden, um konstruktiven 
Auseinandersetzungen in der 
Koalition aus dem Weg zu ge-
hen. Der Satz „Wir würden ja, 
aber die lassen uns nicht“ ist die 
abgedroschene Ausrede für eine 
zutiefst reaktionäre Kultur- und 
Medienpolitik.
 
Zwei Jahre, eine Pandemie und 
vier Lockdowns später liegen 
die Probleme größer und erdrü-
ckender am Tisch als je zuvor 
- nicht nur in der Kunst- und 
Kulturbranche.
Wie muss es erst dem Pflege-
personal auf den Intensiv- und 
Corona-Stationen in den Spi-
tälern gehen, das weder Dank 
von der entsolidarisierten Ge-
sellschaft, noch monetäre Aner-
kennung von der entkoppelten 
Politik erhalten hat, vor allem 
aber sehenden Auges von einer 
Extremsituation in die nächste 
gejagt wird? Wie muss es den 
Wissenschaftlern und Virologen 
gehen, die seit Monaten nicht 
nur ignoriert, sondern von Po-
litikern öffentlich desavouiert 
werden? Die erregten Debatten 
über Corona oder Impfpflicht 
sind nicht die Ursachen, son-
dern Symptome einer anderen 
Krankheit. Um diese vielzitierte 
Spaltung der Gesellschaft über-
winden zu können, werden wir 
eine neue Politik, vor allem 
aber Kultur brauchen - nicht nur 
im Umgang miteinander. Und 
Kunst.

Am 7. Jänner 2020 hat-
te eine neue Bundes-
regierung ihre Arbeit 
begleitet von der Hoff-

nung begonnen, in eine darnie-
derliegende Kulturpolitik könnte 
neuer Schwung kommen. 

Wenig später kam Corona und 
mit dem Virus ein nationaler 
Schulterschluss hinter der noch 
jungen Regierung. Alle haben 
versucht, die völlig neuartige 
Krise irgendwie zu meistern. In 
diesem Stresstest wurden scho-
nungslos alle kultur- und so-
zialpolitischen Versäumnisse in 
unseren Branchen aufgedeckt. 
Statt die Krise zu nutzen, um 
diese Probleme endlich ernst-
haft anzugehen, wurden sie aber 
wieder nur übertüncht. Die Maß-
nahmen zur Krisenbewältigung 
begannen das Bild eines politi-
schen Willens zu zeichnen, das 
erst für Verwunderung, dann für 
Irritation und schließlich für Un-

verständnis sorgte. Sämtliche 
Vorschläge der Filmschaffenden 
wurden mehr oder minder acht-
los beiseite gewischt.

Politische Botschaft 
Angestellte standen - oft wider
rechtlich gekündigt oder zu 
„einvernehmlichen“ Vertrags-
auflösungen genötigt - ohne 
Absicherung da. 60 Prozent der 
nicht selbständigen Filmschaf-
fenden waren zugleich beim 
AMS nicht antragsberechtigt, 
weil ihnen nach dem Winter 
die entsprechenden Versiche-
rungszeiten fehlten. Bei den 
Urheber:innen und ausübenden 
Künstler:innen sprang die VdFS 
mit mehr als einer halben Mil-
lion Euro für eine soziale Ab-
federung der Krise ein, für die 
eigentlich der Staat zuständig 
gewesen wäre. Das gesamte 
technische Personal, das pro-
jektweise arbeitet, wurde gna-
denlos links liegen gelassen.

Während vornehmlich die Bou-
levard - Printmedien bereits 
zehn Tage nach Beginn des 1. 
Lockdowns 2020 von 30 Millio
nen Euro Corona-Hilfen profi-
tierten, wurde die Kurzarbeit 
für projektweise und daher je-
weils nur kurzzeitig angestellte 
Filmschaffende mutwillig ver-
sperrt. Hilfstöpfe gibt es bei 
der Wirtschaftskammer für jene 
Künstler:innen, die selbststän-
dig sind. Wenn Du Künstler:in 
sein willst, musst Du erstmal 
Unternehmer:in sein. Eine kul-
turpolitische Bankrotterklärung.

Im Frühling 2020 hatte es Wo-
chen gedauert, um die Ge-
schäftsführung des ORF an einen 
virtuellen Tisch zu bekommen. 
Eine Verantwortung für diejeni-
gen, die in den Auftrags- und 
Koproduktionen tagtäglich das 
Programm produzieren, wies der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk 
rundweg von sich. Ein sozialpoli-
tisches Problem sei das, hieß es 
von höchster Stelle.
 
Lästige Urheber:innen
Tatsächlich gab es neben der 
Pandemie auch andere The-
men. Mit der „Initiative Ur-
hebervertragsrecht“ hatten 
Künstler:innen aus allen Sparten 
bereits vor zwei Jahren ihre Vor-
schläge zur Umsetzung der EU 
- Urheberrechtsrichtlinie auf den 
Tisch gelegt. Ernsthaft diskutiert 
wurden sie nicht, Stakeholder 
Dialoge kurzfristig abgesagt. 
Die Kolleg:innen aus Musik, Li-
teratur, aber auch die bildenden 
Künstler:innen wurden mit zy-
nischen Sagern abserviert. Wie 
brutal diese „Wünsch Dir Was“ 
- Politik als System funktioniert, 
beängstigt und verstört. Wäh-
rend sich die eine Regierungs-
partei also in den Dienst der 
wenigen großen, international 
agierenden Labels stellte und 
die Wünsche ihres Klientels auf 
Zuruf durchwinkte, versteckte 
die andere das Fehlen einer kul-
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Online-Petition zur Novelle 
des Urheberrechts
https://www.mediabiz.at/news/
online.htm

Initiative Urhebervertragsrecht 
Die Initiative Urhebervertragsrecht 
vertritt die Interessen von mehr als 
300.000 Kunstschaffenden in Österrei-
ch - Schriftsteller/innen, Übersetzer/
innen, Komponist/innen, ausübende 
Musiker/innen, Filmschaffende, Schau-
spieler/innen, bildende Künstler/innen 
und viele andere Urheber/innen und 
ausübende Künstler/innen.
www.urhebervertragsrecht.at


